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Liebe Leserinnen und Leser, 

Es ist Sitzungswoche in Berlin und ich habe mit 

mit großer Betroffenheit aus meinem Wahlkreis 

erfahren, dass der 

Brand eines Zeltes an 

der Flüchtlingsunter-

kunft des Pictorius-

Berufskolleg in Coes-

feld vorsätzlich gelegt 

wurde. Darüber bin 

ich sehr entsetzt und 

hoffe, dass die Hintergründe dieser Tat schnell 

und genau aufgeklärt werden können.  

Es steht für mich außer Frage, dass die Flüchtlinge 

unsere Gäste sind und wir sie herzlich bei uns 

willkommen heißen. 

 

Zuwanderung verantwortungsvoll steuern 

Die Zahl der Erwerbsfähigen in Deutschland wird 

in den nächsten zehn Jahren um sechs bis sieben 

Millionen sinken. Ein dramatischer Rückgang, der 

unseren wirtschaftlichen Wohlstand und die 

Tragfähigkeit unseres Sozialstaats gefährdet. 

Tatsache ist: Damit Deutschland eine Wachstums-

gesellschaft mit starken sozialen Sicherungs-

systemen bleiben kann, müssen wir ein 

Einwanderungsland werden. Denn weder durch 

höhere Erwerbstätigkeit von Frauen noch durch 

nachträgliche Qualifizierung von Arbeitslosen 

kann die demografische Lücke an qualifizierten 

Arbeitskräften ganz geschlossen werden. 

Die Einwanderungspolitik anderer Länder lässt 

sich nicht eins zu eins übertragen, aber das 

Erfolgsbeispiel Kanada macht deutlich, welche 

Voraussetzungen wir in Deutschland schaffen 

müssen. Wir brauchen transparente, nachvoll-

ziehbare Kriterien, nach denen wir Zuwanderung 

aus Drittstaaten ermöglichen. Damit steigt nicht 

nur die Attraktivität Deutschlands für qualifizierte 

Fachkräfte, sondern auch die Akzeptanz in der 

Bevölkerung. Kanada hat in der Praxis mit einem 

nachfragorientierten Punktesystem und einer 

Vorrangprüfung zum Schutz inländischer Arbeits-

kräfte gute Erfahrungen gemacht 

Die SPD-Bundestagsfraktion wird im März ein 

Diskussionspapier vorlegen, das konkrete Impulse 

für eine moderne Einwanderungspolitik gibt. 

Damit wollen wir eine breite Debatte anstoßen und 

die Menschen überzeugen: Die Zuwanderung 

qualifizierter Arbeitskräfte ist notwendig und sie 

lässt sich pragmatisch und sozialverträglich 

steuern. 
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Werkstattgespräch 

In dieser Woche fand ein Werkstattgespräch mit 

dem Schwerpunkt "Soziale Stadt als ressort-

übergreifende Strategie" statt.  

Wir konnten durchsetzen, dass das Programm 

"Soziale Stadt" im Rahmen der Städtebau-

förderung als Leitprogramm der sozialen 

Integration weitergeführt wird.  

 

Daher tauschten wir uns mit Sachverständigen und 

PrakterInnen darüber aus. Um zu erfahren, welche 

positiven oder negativen Erfahrungen mit den 

laufenden Projekten gemacht wurden. Es sollte 

auch die Frage geklärt werden, welche Unter-

stützung vom  Bundesminiserium für Umwelt, 

Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) 

gebraucht wird, um auch weiterhin Projekte im 

Kontext der „Sozialen Stadt“ auf den Weg zu 

bringen.  

 

 

Ergebnisse des Koalitionsausschusses am 24.2.15 

Mietpreisbremse 

Der Weg für die Mietpreisbremse ist nun endlich 

frei. Die Union hat 

ihren Widerstand 

gestern im Koali-

tionsausschuss 

aufgegeben. Das 

Gesetz wird in der 

kommenden Sitzungswoche im Deutschen 

Bundestag verabschiedet. 

Damit gehören Mietsteigerungen von 30 oder 40 

Prozent bei Neuvermietungen in einigen 

Ballungsräumen der Vergangenheit an. In den von 

den Ländern ausgewiesenen Gebieten darf die 

Miete bei Wiedervermietung höchstens auf das 

Niveau der ortsüblichen Vergleichsmiete 

zuzüglich 10 Prozent angehoben werden. Und 

ohne Ausnahme wird in Zukunft derjenige den 

Makler zahlen, der ihn bestellt. Damit können die 

Vermieter die Kosten für Makler nicht mehr auf 

die Mieter abwälzen, wenn sie den Makler 

bestellen. 

Mit der Mietpreisbremse verhindern wir, dass 

auch Menschen mit normalen Einkommen 

zunehmend aus ihren angestammten Wohn-

vierteln verdrängt werden.Wohnen in guten 
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Wohnlagen darf nicht zum Luxusgut werden, 

ansonsten droht die soziale Spaltung unserer 

Städte. Es ist gut, dass die Mietpreisbremse jetzt 

schnell kommt, damit Mieterinnen und Mieter 

nicht länger exorbitante Preissteigerungen in Kauf 

nehmen müssen. 

 

Insgesamt schaffen wir einen gerechten Ausgleich 

zwischen Interessen von Vermietern und Mietern. 

Die derzeit hohe Investitionsbereitschaft wollen 

wir fördern und erhalten. Nur so kann die 

Wohnungsknappheit langfristig beseitigt werden.  

Deswegen gilt die Mietpreisbremse nicht für 

Neubauten und bei Erstvermietung nach 

umfassender Modernisierung.  

Wer Geld investiert, soll damit auch weiterhin 

Geld verdienen können. Aber: Wohnungen sind 

keine reine Ware. Sie sind das Zuhause von 

Menschen. Dabei darf es nicht einzig und allein 

um Profitmaximierung 

 

Mindestlohn 

Eines ist klar! Am Mindestlohn wird nicht 

gerüttelt! Es wird mit uns keine Aufweichung des 

Mindestlohns geben, auch keine heimliche Aus-

hebelung durch die Hintertür. Das werden wir den 

Leuten, die auf den Mindestlohn angewiesen sind, 

nicht antun.  

Tatsache ist: Wer sich gegen wirksame Kontrollen 

ausspricht, kämpft in Wahrheit gegen den flächen-

deckenden Mindestlohn und nicht gegen eine 

angeblich unangemessene Bürokratie. 

Unsere Arbeitsministerin Andrea Nahles unter-

stützt alle Branchen und Unternehmen, die bei der 

Umsetzung des Mindestlohns noch Fragen oder 

Unsicherheiten haben.  

Für Vertragsamateure in Sportvereinen hat sie 

diese Woche zusammen mit den Spitzen-

organisationen im Sport klargestellt, dass 

Ehrenamtliche sowie Amateurund Vertrags-

sportler nicht unter das Mindestlohngesetz fallen. 

Vereinbart wurde außerdem, dass das Bundes-

arbeitsministerium eine Bestandsaufnahme 

erstellt, ob in der praktischen Anwendung des 

Mindestlohns weitere Probleme bestehen. Andrea 

Nahles ist hierzu im engen Dialog mit den Sozial-

partnern. Der Koalitionsausschuss wird sich dann 
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Ende April auf eine gemeinsame Bewertung 

verständigen. 

Energiewende 

Ärgerlich ist dagegen die fortdauernde Blockade 

der Energiewende durch Bayern, die auch der 

Koalitionsausschuss nicht auflösen konnte. Über 

eine steuerliche Förderung der energetischen 

Gebäudesanierung konnte im Koalitionsausschuss 

keine Einigung erzielt werden. Deshalb wird das 

Wirtschaftsministerium jetzt vorangehen und die 

Zuschussprogramme der KfW für die energetische 

Sanierung erhöhen. 

Auch die Blockade des Netzausbaus verzögert die 

Energiewende. Das ist zum Schaden der eigenen 

Bürgerinnen und Bürger sowie der Unternehmen, 

die die höheren Kosten einer eigenen, teureren 

Strompreiszone in Süddeutschland tragen 

müssten. Es wäre absurd, wenn wir für 23 Mrd. 

Euro im Jahr Erneuerbare Energien fördern und 

den grünen Strom dann nicht zu den süddeutschen 

Nachfragezentren transportieren könnten. 

Im Koalitionsausschuss haben wir vereinbart, die 

Energiethemen bis zum Sommer zu klären. Meine 

Hoffnung ist, dass die Union bis dahin ihren 

internen Streit um den Netzausbau löst. 

Wir als SPD setzten unsere Themen in der 

Koalition um und machen Deutschland 

wirtschaftlich stärker und sozial gerechter. 

SPD-Freihandelskonferenz – bessere globale 

Standards durchsetzen 

Die internationale Konferenz von SPD und der 

SPD-Bundestagsfraktion zu den transatlantischen 

Freihandelsabkommen war ein voller Erfolg. Über 

700 Menschen haben am Montag im Willy-

Brandt-Haus die Möglichkeit genutzt, um mit EU-

Handelskommissarin Cecilia Malmström, Martin 

Schulz und vielen andere Experten über die 

Chancen und möglichen Risiken der 

Handelsabkommen mit den USA (TTIP) und 

Kanada (CETA) zu diskutieren. 

Der breite und offene Dialog über TTIP und 

CETA fandet einen großen Anklang. Die Ver-

handlungen über die Freihandelsabkommen haben 

Ängste und Misstrauen bei den Menschen 
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ausgelöst. Wir nehmen diese Sorgen ernst und 

haben uns für mehr Transparenz bei den 

Verhandlungen eingesetzt. In enger Abstimmung 

mit dem DGB hat unser Parteikonvent klare 

Anforderungen an die 

transatlantischen Frei- 

handelsabkommen formu- 

liert.  

Dazu gehört auch die 

Maßgabe, dass Entscheid-

ungen des demokratischen Gesetzgebers durch 

den Investorenschutz nicht ausgehebelt werden 

dürfen.  

Wir als SPD suchen das Gespräch und es steht 

außer Frage, dass die Standards des Verbraucher-

schutzes, der Guten Arbeit, der öffentliche 

Daseinsvorsorge nicht angetastet werden. 

Griechenland – Chance, um notwendige Reformen 

endlich anzupacken 

Griechenland und die Eurogruppe haben sich 

vergangenen Freitag über den grundsätzlichen 

Rahmen für eine mögliche viermonatige Ver-

längerung des laufenden Hilfsprogramms 

verständigt. Nun kommt es darauf an, dass sich die 

griechische Regierung verbindlich zu konkreten 

Reformschritten verpflichtet, um endlich mehr 

Steuergerechtigkeit zu schaffen und die Kor-

ruption zu bekämpfen.  

Dafür hat sie unsere volle Unterstützung! 

Entscheidend ist, dass diese 

Reformen dann aber 

entschlossen umgesetzt 

werden. Das ist Grundvor-

aussetzung für weitere 

Hilfen. Denn nur dann kann 

in Griechenland mehr 

Wachstum und Beschäftigung entstehen. 

 

Und nur dann können die großen sozialen 

Verwerfungen, die die griechische Gesellschaft 

derzeit prägen, überwunden werden. 

Gegenseitiges Vertrauen und Solidarität, das sind 

seit über 60 Jahren die Fundamente für die 

erfolgreiche Zusammenarbeit in Europa. Deshalb 

muss die Verlässlichkeit, dass getroffene 

Vereinbarungen eingehalten werden sowie 

gegenseitiger Respekt, das gemeinsame Ringen 

um Lösungen für Griechenland bestimmen. Nur 

wenn sich alle Beteiligten ihrer politischen 

Verantwortung für die Gemeinschaft bewusst 

sind, bleiben die EU und ihre Mitgliedsstaaten 

stark. 

Ihr    
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